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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Dr. Leopold Herz, Prof. 
(Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert 
Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Joachim Hanisch, 
Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Rainer 
Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Entwicklung eines Schlachthofkonzepts für Bayern – Faire Rahmenbedingun-
gen für die Schlachtung in Kleinbetrieben  

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen, ob und inwieweit zur Stärkung der 
bayerischen Landwirtschaft und der fleischverarbeitenden Betriebe ein Konzept 
entwickelt werden kann, um die regionale Wertschöpfung weiter auszubauen. 

Das Konzept soll auf vier Säulen basieren: 

a) der Unterstützung des Metzgereihandwerks, 

b) der Weiterentwicklung der Kooperationen zwischen selbstständigen Metzgern 
oder mittelständischen Schlachthöfen und Genossenschaften, bzw. Erzeuger-
gemeinschaften, 

c) dem Erhalt von kommunalen Schlachthöfen und der Förderung besonders 
schonender und qualitätssichernder Technologien, 

d) der Unterstützung von landwirtschaftlichen Betrieben bei Investitionen und Ko-
operationen im Bereich Schlachtung. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, über Aktivitäten und Ergebnisse zur Förde-
rung der regionalen Schlachtung und über die Rahmenbedingungen für kleinere 
Schlacht- und Zerlegebetriebe zu berichten und zu prüfen, ob die Rahmenbedin-
gungen hier weiter verbessert werden können. 

Dabei sollen insbesondere folgende Maßgaben berücksichtigt werden: 

a) eine Neuordnung der Fleischbeschaugebühren mit dem Ziel einer landesweiten 
Vereinheitlichung zur Vermeidung von strukturellen Nachteilen, 

b) eine Reduzierung der Dokumentationspflichten (elektronische Aufzeichnungen 
und Meldungen etc.), 

c) eine Überprüfung der EU-Auflagen zur Bauausführung, 

d) eine Gleichbehandlung der Lebensmittelwirtschaft bei der Veranlagung der 
EEG-Umlage (Fleisch- und Wurstindustrie ist bisher freigestellt). 

3. Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen: 

a) ob und inwieweit die Umsetzung gesetzlicher Vorgaben im Bereich des Lebens-
mittelhandwerks durch eine einmalige Investitionsförderung unterstützt werden 
könnten, 

b) inwieweit durch den Gesetzgeber verursachte Kostensteigerungen (z.B Eichge-
bühren) reduziert werden könnten, 

c) welche kartellrechtlichen Maßnahmen umsetzbar sind, um Dumpingpreise von 
Fleischprodukten im Lebensmitteleinzelhandel zu unterbinden. 
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Begründung: 

Die Coronavirus-Pandemie zeigt, wie wichtig funktionierende regionale Versorgungs-
strukturen sowie dezentrale Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen sind. Der Fall 
marktbeherrschender Unternehmen in Nordrhein Westphalen und Niedersachsen hat 
offengelegt, welche besondere Risiken große, zentrale Strukturen im Schlacht- und Zer-
legungsbereich für das Gesamtsystem und die Gesellschaft darstellen. Durch eine in-
takte Struktur an Schlacht- und Zerlegebetrieben sowie an diese Struktur angepasste 
Rahmenbedingungen und fachrechtliche Regelungen kann der von der Gesellschaft 
gewünschten Regionalvermarktung ein kraftvoller Impuls gegeben und die Wertschöp-
fung weiter gesteigert werden. 

Seit Anfang der 1990er Jahren sinkt die Anzahl an kleinen und mittelständigen Betrie-
ben in der Fleischverarbeitung kontinuierlich. Gründe hierfür sind neben dem geänder-
ten Kaufverhalten der Verbraucher und Verbraucherinnen und der zunehmenden ge-
forderten Bürokratie bei der Betriebsführung v. a. auch der Mangel an Auszubildenden 
für das Metzgerhandwerk und fehlende Nachfolger für Familienbetriebe, sodass inner-
halb der letzten zehn Jahren ca. 20 Prozent der bayerischen Metzgereien aufgegeben 
haben und die Schlachtungen in größere Einheiten verlagert wurden. Von Gesellschaft 
und Politik wird eine Form der Landwirtschaft gefordert, die in Bayern weitgehend so 
noch existiert: Die familiengeführte, bäuerliche Landwirtschaft, die Wert auf das Tier-
wohl legt. Hierzu gehört auch, dass die Wege zu Schlachthöfen möglichst gering sind 
und das Personal fachgerecht ausgebildet ist. Eine noch stärkere Regionalisierung hat 
Vorteile: Kurze Wege, Fachkräftegewinnung, regionale Wertschöpfung und Lebensmit-
telversorgung. Die Wertschöpfung fleischlicher Lebensmittel hängt zum großen Teil von 
der fachlichen Beratungskompetenz des Metzgereihandwerks und der Fleischereifach-
verkäufer/innen ab. Hohe Anforderungen an die Tierhaltung und einen schonenden 
Schlachtprozess spiegeln die gesellschaftlichen Erwartungen an die Nutztierhaltung wi-
der. 

Fleisch und Wurstwaren eigenen sich auf Grund ihrer hohen Wertigkeit nicht als Dum-
pingprodukte, die teilweise unter dem echten Einstandspreis zu Marketingzwecken 
missbraucht werden. 

 



Anders als die FDP es immer wieder behauptet, verhindert oder blockiert die 
Staatsregierung hinsichtlich der Sonn- und Feiertagsöffnungen nichts, sondern sie 
beachtet geltendes Recht und höchstrichterliche Rechtsprechung. Eine Partei, die 
immer bemüht ist, den Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zu wahren, sollte dessen 
Beachtung von der Staatsregierung daher einfordern und es ihr nicht vorwerfen.

Was wir brauchen, sind innovative Lösungen, die dem stationären Einzelhandel 
aus der Umsatzkrise heraushelfen und ihn unterstützen. Deshalb habe ich bereits 
im Juli zusammen mit meinem Kabinettskollegen Herrn Staatsminister Hubert Ai-
wanger einen Runden Tisch für einen starken bayerischen Einzelhandel einberu-
fen. Wir haben zum ersten Mal Ende Juli mit Vertretern der Kirchen, der Gewerk-
schaften, der Verbände und natürlich des Einzelhandels getagt. Es hat bereits ein 
zweites Treffen stattgefunden, in das wir auch die Kommunen und das Bauministe-
rium, das für die Innenstadtentwicklung zuständig ist, einbezogen haben. Wir 
haben auch hier gesagt, dass wir jetzt eine Reihe von Vorschlägen auf Realisier-
barkeit hin überprüfen: eine bayernweite Öffentlichkeitskampagne

(Beifall)

– ich muss es noch loswerden. – oder innovative, regionale Marketing-, ÖPNV- 
und Gastronomiekonzepte.

Eins ist klar: Wichtig sind die Zusammenarbeit vor Ort und kreative Lösungen. Ich 
meine immer, dass es besser ist, mit den Augen die Tür zu suchen, als mit dem 
Kopf durch die Wand zu wollen; zumindest ist das weniger schmerzhaft und erfolg-
versprechender. Wir lehnen deshalb den Antrag der FDP und leider auch den An-
trag der SPD ab; wir machen das schon alles, insofern ist dieser Antrag obsolet.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Frau Staatsministe-
rin. – Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. 
Der Zeiger ist gerade auf 18 Uhr gerückt. Die Abstimmung über die beiden Anträge 
der FDP und der SPD wird deswegen in der nächsten Sitzung stattfinden; das sind 
die Drucksachen 18/10273 und 18/10312.

(Unruhe)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/10274 mit 18/10279 sowie 
18/10313 werden im Anschluss an die heutige Sitzung in den jeweils federführen-
den Ausschuss verwiesen.

Danke für die konzentrierten Beratungen. Schönen Abend! Die Sitzung ist ge-
schlossen.

(Schluss: 18:01 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, 
Dr. Leopold Herz u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 18/10276 

Entwicklung eines Schlachthofkonzepts für Bayern - Faire Rahmenbedingungen 
für die Schlachtung in Kleinbetrieben  

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Nikolaus Kraus 
Mitberichterstatterin: Ruth Müller 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit 
dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 25. Sit-
zung am 14. Oktober 2020 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
Z u s t im m u n g  empfohlen. 

Dr. Leopold Herz 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, 
Dr. Leopold Herz, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann 
Enders, Dr. Hubert Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, 
Joachim Hanisch, Wolfgang Hauber, Johann Häusler, Alexander Hold, Nikolaus 
Kraus, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, Kerstin Radler, Gabi 
Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 18/10276, 18/11434 

Entwicklung eines Schlachthofkonzepts für Bayern – Faire Rahmenbedingun-
gen für die Schlachtung in Kleinbetrieben  

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen, ob und inwieweit zur Stärkung der 
bayerischen Landwirtschaft und der fleischverarbeitenden Betriebe ein Konzept 
entwickelt werden kann, um die regionale Wertschöpfung weiter auszubauen. 

Das Konzept soll auf vier Säulen basieren: 

a) der Unterstützung des Metzgereihandwerks, 

b) der Weiterentwicklung der Kooperationen zwischen selbstständigen Metzgern 
oder mittelständischen Schlachthöfen und Genossenschaften, bzw. Erzeuger-
gemeinschaften, 

c) dem Erhalt von kommunalen Schlachthöfen und der Förderung besonders 
schonender und qualitätssichernder Technologien, 

d) der Unterstützung von landwirtschaftlichen Betrieben bei Investitionen und Ko-
operationen im Bereich Schlachtung. 

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, über Aktivitäten und Ergebnisse zur Förde-
rung der regionalen Schlachtung und über die Rahmenbedingungen für kleinere 
Schlacht- und Zerlegebetriebe zu berichten und zu prüfen, ob die Rahmenbedin-
gungen hier weiter verbessert werden können. 

Dabei sollen insbesondere folgende Maßgaben berücksichtigt werden: 

a) eine Neuordnung der Fleischbeschaugebühren mit dem Ziel einer landesweiten 
Vereinheitlichung zur Vermeidung von strukturellen Nachteilen, 

b) eine Reduzierung der Dokumentationspflichten (elektronische Aufzeichnungen 
und Meldungen etc.), 

c) eine Überprüfung der EU-Auflagen zur Bauausführung, 

d) eine Gleichbehandlung der Lebensmittelwirtschaft bei der Veranlagung der 
EEG-Umlage (Fleisch- und Wurstindustrie ist bisher freigestellt). 
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3. Die Staatsregierung wird aufgefordert zu prüfen: 

a) ob und inwieweit die Umsetzung gesetzlicher Vorgaben im Bereich des Lebens-
mittelhandwerks durch eine einmalige Investitionsförderung unterstützt werden 
könnten, 

b) inwieweit durch den Gesetzgeber verursachte Kostensteigerungen (z.B Eichge-
bühren) reduziert werden könnten, 

c) welche kartellrechtlichen Maßnahmen umsetzbar sind, um Dumpingpreise von 
Fleischprodukten im Lebensmitteleinzelhandel zu unterbinden. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch



Sechster Vizepräsident Dr. Wolfgang Heubisch: Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 

auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. – Gegenstimmen? – Enthaltun­

gen? – Sehe ich nicht. – Abgeordneter Plenk. Es ging hier um Fraktionen. Gut, ich 

nehme es so auf. Danke. – Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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